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Mündliche Anfrage 
 
für die 118. Sitzung des Landtags Nordrhein-Westfalen 
am 18. März 2026 
 
 
 
 
Geschäftsbereich des Ministeriums der Finanzen 
 
76 Abgeordneter 

Ralf Witzel FDP  
Viel Ankündigung, wenig Transparenz – Weshalb 
weigert sich die Landesregierung, dem Parlament 
gegenüber die Kosten einer 1:1 Übertragung des 
Tarifergebnisses auf den Beamtenbereich offen-
zulegen? 
 
Am 14. Februar 2026 haben die Tarifparteien das Er-
gebnis der Einkommensrunde für den Tarifvertrag der 
Länder (TV-L) 2025/2026 verkündet. Die rund 
925.000 Beschäftigten erhalten demnach in drei 
Schritten insgesamt 5,8 Prozent mehr Entgelt bei ei-
ner Laufzeit von 27 Monaten. Vorgesehen sind ge-
staffelte Erhöhungen von 2,8 Prozent ab dem 1. April 
2026, 2 Prozent ab dem 1. März 2027 sowie 1 Prozent 
ab dem 1. Januar 2028.  
 
Ministerpräsident Hendrik Wüst hat bereits am 12. Ja-
nuar 2026 auf der Jahrestagung des Deutschen Be-
amtenbunds angekündigt, dieses Tarifergebnis 1:1 
auf den Bereich der nordrhein-westfälischen Beamtin-
nen und Beamten übertragen zu wollen.  
 
Umso mehr irritierten die aktuellen Aussagen der Lan-
desregierung in der letzten 92. Sitzung des Haus-
halts- und Finanzausschusses vom 12. März 2026. 
Während Staatssekretär Dr. Dirk Günnewig die zu-
sätzlichen Kosten des Tarifergebnisses für die Tarif-
beschäftigten des Landes transparent für den Zeit-
raum bis 2028 darstellte, verweigerte die Landesre-
gierung trotz mehrfacher Nachfrage von Abgeordne-
ten konkrete Angaben zu den Kosten einer entspre-
chenden Übertragung auf den Besoldungs- und Ver-
sorgungsbereich, die sich rechnerisch bei einer 1:1 
Übertragung ergeben würden. Zur Begründung ver-
weist sie auf noch anstehende Gespräche mit Ge-
werkschaften und Beamtenverbänden – obwohl 
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zugleich die Andeutungen nahelegen, dass entspre-
chende Berechnungen innerhalb der Landesregie-
rung bereits längst vorgenommen worden sind und 
dort vorliegen.  
 
Diese fehlende Transparenz fällt in eine Zeit wach-
sender Spannungen im öffentlichen Dienst. Wie eine 
Kleine Anfrage der FDP-Landtagsfraktion ergeben 
hat, ist die Zahl der Widersprüche gegen die Besol-
dung nordrhein-westfälischer Beamtinnen und Beam-
ter im Jahr 2025 auf 102.726 angestiegen – nahezu 
eine Verdopplung gegenüber dem Vorjahr. Auch die 
Zahl der Klagen gegen den eigenen Dienstherrn stieg 
im Jahr 2025 explosionsartig auf 1.640 Besoldungs-
klagen an, während im Vorjahr lediglich neun Klagen 
eingereicht wurden.  Hintergrund ist offenkundig die 
umstrittene Besoldungsreform der schwarz-grünen 
Landesregierung aus dem Jahr 2024.  
 
Gerade vor diesem Hintergrund ist eine transparente 
Information des Parlaments über die finanziellen Aus-
wirkungen einer möglichen Tarifübertragung von 
zentraler Bedeutung. Bei den Kosten handelt es sich 
um eine rein kalkulatorische Größe, die unabhängig 
von laufenden Gesprächen mit den jeweiligen Interes-
senvertretungen bereits heute beziffert werden kann. 
 
Der Fragesteller hat in der letzten Sitzung des Haus-
halts- und Finanzausschusses ausdrücklich ohne 
jede Festlegung der Landesregierung zu ihren Ent-
scheidungen einfach nur das rechnerische Volumen 
einer 1:1 Übertragung erfahren wollen, was ihm durch 
die Landesregierung verwehrt worden ist.  
 
Der Landtag hat daher ein Anrecht darauf, im Rah-
men dieser Fragestunde von dieser Landesregierung 
mitgeteilt zu bekommen, welche Kosten eine zeit- und 
wirkungsgleiche Übertragung für den Landeshaushalt 
bedeutet und außerdem in diesem Zusammenhang 
ausführlich mehr über deren Überlegungen zum Um-
gang mit den weiteren strittigen Besoldungsfragen, 
wie beispielsweise den Berg aufgelaufener Besol-
dungswidersprüche, zu erfahren. 
 
Wie hoch sind die rechnerischen Kosten einer 1:1 
Übertragung des TV-L-Tarifergebnisses vom  
14. Februar 2026 für die kommenden Jahre auf 
den Landeshaushalt, und warum verweigert die 
Landesregierung dem Parlament bislang hartnä-
ckig die Offenlegung der Ergebnisse ihrer offen-
bar längst durchgeführten Berechnungen? 

 
 


